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1050 Kleinere Beiträge 

eine europarechtliche Regelung und Vereinheitl ichung er­
fah ren haben. Zielstellung dieser Richtlinie war und ist 
"ein optimaler Schutz der Probanden und Patienten" . 
Indem der MPG-E dies inkorporiert", wird die primäre 
Funktion von Ethikkommissionen deutl ich. Kurz darauf 
heißt es, dass der Entwurf "im Interesse der Patientensi­
cherhei t" eine angemessene Angleichung der medizin­
produkterechtl ichen Vorschri ften an die relevanten Be­
stimmungen über kl inische Prüfungen von Arzneimitteln 
vornimmt" . Dies bringt es mit sich, einen Blick in die 
Motive zur zwölfte AMG-Novelle zu werfen. Wenn man 
es tut, stößt man darauf, dass der (historische) Gesetz­
geber in Ethikkommissionen eine "Patientenschutzinsti­
tution mit Behördencharakter" erblickt" . Die historische 
Auslegung spricht von daher eher dagegen, Sponsoren 
als "Dritte" i. S. v. § 839 BGB anzusehen, weil in den 
einschlägigen Gesetzesmaterialien durchweg Patienten­
schutz und -sicherheit als Aufgabe von Ethikkommissio­
nen betont wird , während der Sponsor und seine Inte­
ressen nicht erwähnt werden. 

Dies findet sich bei wört licher Auslegung der relevanten 
arzneimittel- und medizinprodukterechtlichen Normen be­
stätigt. In dieser Hinsicht ist auf den gesetzlichen Prüf­
auftrag von Ethikkommissionen im Zusammenhang mit 
der Bewertung von klinischen Studien au fmerksam zu 
machen. Gem. § 42 Abs. 1 S. 7 Nr. 3 AMG bzw. § 22 
Abs. 2 und Abs. 3 Nr. 3 MPG-E haben sie zuvörderst 
Probanden und Prüfer betreffende Aspekte zu betrach­
ten. Dies entspricht der unbestrittenen Ansicht im Schrift­
tum, wonach es im Verfahren vor Ethikkommissionen 
primär um den Schutz der "betroffenen Personen" und 
sekundär um den Schutz des Forschers und seiner In­
stitution geht" , während industrielle und kommerzielle 
Sponsoren insofern ungenannt bleiben. Darin zeigt sich, 
dass es den Sponsoren gegenüber an der Drittbezogen­
heit i. S. d. § 839 BGB fehlt. 

Ein Weiteres spricht dafür, nämlich ein Vergleich von § 1 
AMG mit § 1 Gentechnikgesetz (GenTG). Beide Vor­
schriften regeln den Zweck des jeweil igen Gesetzes. § 1 
AMG betont in dieser Hinsicht (bloß) den Schutz von 
Menschen insofern , als dass das AMG "im Interesse 
einer ordnungsgemäßen Arzneimittelversorgung von 
Mensch und Tier für die Sicherheit im Verkehr mit Arz­
neimitteln , insbesondere für die Qualität, Wirksamkeit 
und Unbedenklichkeit der Arzneimittel" zu sorgen hat . 
Wie man darüber hinaus noch d ie Industrie in den 
(Schutz-)Zweck eines Gesetzes einbeziehen könnte, zeigt 
§ 1 GenTG. Während § 1 Nr. 1 GenTG in seiner Stoß­
richtung § 1 AMG ähnelt, sprechen § 1 Nr. 2 und 3 
GenTG noch industrielle und kommerzielle Interessen 
an, wenn danach die Möglichkeit zu gewährleisten ist, 
"dass Produkte ... erzeugt und in den Verkehr gebracht 
werden können" (Nr. 2), und zugleich der " rechtliche[n] 
Rahmen für die Erforschung, Entwicklung, Nutzung und 
Förderung der wissenschaft lichen , technischen und 
wirtschaftlichen Möglichkeiten der Gentechnik zu schaf­
fen" ist (Nr. 3). Eine solche Formulierung lässt d ie In­
dustrie am (Schutz-)Zweck des Gesetzes teilhaben, worin 
zugleich ein Argumentum e contrario dafür liegt, dass es 
im Bereich des Arzneimi ttelrechts eher nicht der Fall ist. 

Als Fazit de lege lata ist zu konstatieren , dass eine 
Amtshaftung von Ethikkommissionen gegenüber Spon­
soren eher zu verneinen ist, sich jedenfalls nicht ohne 
Weiteres und keinesfalls ohne nähere Begründung an­
nehmen lässt, wie es der einigermaßen apodiktisch an­
mutende Satz aus der Begründung zum MPG-E sugge­
rieren möchte. 

3. Haftung von Ethikkommissionen de lege ferenda 

Schlussendlich spricht noch ein Umstand de lege feren­
da gegen den gesetzgeberischen Hinweis. Der Landes-
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gesetzgeber, der gem. § 22 Abs. 1 S. 4 MPG-E "das Nä­
here zur Bildung, Zusammensetzung und Finanzierung 
der Ethikkommission" zu bestimmen hat, könnte ange­
sichts der beiläuf igen Bemerkung geneigt sein , Ethik­
Kommissionen nicht meile bei den medizinischen Fakul­
täten der Universitäten anzusiedeln, sondern vielmehr 
bei staatlichen Institutionen, etwa sogar unmittelbar bei 
Landesregierungen, wie es im Zuge der zwölften AMG­
Novelle - selbst ohne entsprechenden Hinweis - durch­
aus schon erfolgt ist" . Einmal abgesehen davon, dass 
man sich dadurch nicht der Haftung entziehen kann, han­
delt es sich dabei um einen Schritt in Richtung Staats­
ethik, den man nicht ohne Not gehen sollte. 

V. Resümee 

Als Resümee lässt sich festhal ten, dass die Suche nach 
der Antwort auf die Frage zur Haftung von Ethikkommis­
sionen für Fehler bei der Begutachtung und Bewertung 
von arzneimittel- und medizinprodukterechtlichen Stu­
d ien nicht vorbei ist. Der entsprechende Hinweis in den 
~aterialien zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 
Anderung medizinprodukterechtl icher Vorschriften wirft 
in dieser Hinsicht mehr Fragen auf als er Antworten gibt. 
Das letzte Wort in dieser Kontroverse ist damit jedenfalls 
nicht gesprochen (worden). 

21 SR-Drucks. 172/09 S. 43. 
22 SR-Drucks. 172109 S. 44. 
23 BT-Drucks. 15/2109 S. 32 (Hervorhebung durch den Verfasser). 
24 Vgl. hierzu bloß Deutsch MedR 2008, 650 (653 f.) m. w. N. 
25 S. dazu die Übersicht bei Just MedR 2008, 640 (641). 

Die Durchsetzung von z ivilrechtlichen Aus­
~unftsansprüchen der Kranke nkassen gegen 
Arzte, Klin iken und Pflegeheime 

- Besprechung des Urteils des OLG München vom 
9. 10. 2008 (1 U 2500/08) VersR 2009, 982 -

Or. Ruth Schultze-Zeu, Rechtsanwältin, Berlin ' 

I. Einleitung 

Das Urteil des OLG München vom 9. 10. 2008' ist in 
verschiedener Hinsicht bedeutsam. Im Zentrum stehen 
das Akteneinsichtsrecht des Patienten und die Frage 
seiner Übergangsfähigkeit. Das Gericht setzt sich so­
wohl mit dem Problem der Vererbbarkeit dieses Rechts 
gem. § 1922 BGB auseinander als auch mit den rechtli­
chen Voraussetzungen des Übergangs nach den §§ 398, 
401 analog BGB. Zudem sind die Ausführungen zur Be­
weislastverteilung bei Ermittlung der mutmaßlichen Ein­
wi lligung des Patienten für die Rechtspraxis hilfreich. 
Zugleich ruft diese Entscheidung das Urtei l des VI. Zivi l­
senats des BGH vom 31.5. 1983' und dessen weitrei ­
chende Bedeutung für die Frage des gesetzlichen Über­
gangs von Auskunftsrechten des Versicherten auf Kran­
kenkassen gem. §§ 116 SGB X, 412 BGB, 401 BGB 
analog in Erinnerung. 

11. Der Sachverhalt 

Die Klägerin macht gegenüber dem Beklagten einen An­
spruch auf Herausgabe von Krankenunterlagen ihres 

Die Autorin ist Fachanwältin für Medizinrecht. 
1 OLG München vom 9, 10. 2008 - 1 U 2500/08 - VersR 2009, 

982. 
2 SGH VersR 1983, 834. 
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verstorbenen Ehemanns geltend. Dieser war zuvor im 
fortgeschrittenen Stadium an Krebs erkrankt und befand 
sich für 14 Tage in der Praxis des Beklagten in Behand­
lung. Nach seinem Tod trat die gesetzliche Erbfolge ein. 
Die Klägerin schlug das Erbe aus, sodass ihre zwei Kin­
der Alleinerben wurden. Diese Erbengemeinschaft trat 
die Ansprüche aus der Verletzung des Körpers oder der 
Gesundheit des Verstorbenen im Rahmen der ärztlichen 
Behandlung an die Klägerin ab. Unter Bezugnahme auf 
diese Übertragung verlangte sie mehrmals unter Frist­
setzung von dem beklagten Arzt die Herausgabe leserli­
cher Kopien sämtlicher Krankenunterlagen und erhob 
schließlich die Auskunfts- und Herausgabeklage. Die Ein­
sichtnahme in die Behandlungsunterlagen sei zur Durch­
setzung etwaiger SChadensersatzansprüche gegen den 
Beklagten erforderlich. Sie trug vor, ihr verstorbener Ehe­
mann habe kein Interesse an der Geheimhaltung seiner 
Behandlungsunterlagen gezeigt. Er sei schon zu Lebzei­
ten völlig offen mit seiner Diagnose umgegangen. Er ha­
be bis zu seinem Tod ein enges Verhältnis zu seiner Fa­
milie, insbesondere auch zu ihr selbst, gehabt. 

111. Der Übergang des zivilrechtlichen Auskunfts­
rechts eines Patienten als Hilfsrecht für die 
Durchsetzung möglicher Schadensersatzan­
sprüche 

Zutreffend bejaht das OLG München sowohl die Vererb­
barkeit des Akteneinsichtsrechts des Patienten in seine 
Patientenunterlagen gem. § 1922 BGB als auch den 
Übergang dieses Anspruchs von den Erben auf Dritte 
nach § 401 BGB analog anläß lich der Abtretung des 
Schadensersatzanspruchs, auf den sich dieses Recht 
bezieht. Bei diesem zivilrechtlichen Akteneinsichtsrecht 
des Patienten handelt es sich nämlich um ein Neben­
recht zum Schadensersatzanspruch aus dem Behand­
lungsvertrag3. 

Das Gericht knüpft an das Urteil des BGH vom 31. 5. 
1983' an, wonach der vertragliche Nebenanspruch auch 
legitimen wirtschaftlichen Belangen - so der Klärung. von 
Schadensersatzansprüchen sowohl gegen andere Arzte 
als auch gegen den auf Einsichtsgewährung direkt in 
Anspruch genommenen Arzt selbst - dienstbar gemacht 
werden kann . Hiernach ist es stets übergangsfähig, 
wenn es dem Zweck dient, das Bestehen möglicher ver­
mögensrechtlicher Ansprüche zu überprüfen. Zutreffend 
wird festgestellt, dass sich dieses vertragliche Einsichts­
recht aus einem höchstpersönlichen und einem vermö­
gensrechtlichen Teil zusammensetzt. Nur der letztere Teil 
ist übergangsfähig. In seinem Urteil vom 31. 10. 20075 

übersieht dies das LG Mönchengladbach und weist des­
wegen fälschlicherweise eine entsprechende Klage ab. 
Hingegen zieht das OLG München mit seinem Urteil in 
Fortführung der Rechtsprechung des BGH die richtige 
rechtsdogmatische Konsequenz: Wegen der Zweckbin­
dung des vermögensrechtlichen Teils des Akteneinsichts­
rechts handelt es sich nicht um ein selbstständiges 
Recht. Seine Existenz ist vom Bestehen eines mögli­
chen Schadensersatzanspruchs abhängig. Es ist im­
mer nur zusammen mit dem klärungsbedürftigen Scha­
densersatzanspruch abtretbar oder geht nur mit die­
sem zusammen kraft Gesetzes auf den Rechtsnachfol­
ger über. 

Dies entspricht den gesetzlichen Regelungen des BGB. 
Gem. § 399 Alt. 1 BGB können unselbstständige Neben­
rechte niemals isoliert abgetreten werden . Analog § 401 
BGB gehen sie grundsätzlich automatisch mit dem Haupt­
anspruch, dem sie dienen, auf den neuen Gläubiger über'. 
Nach § 412 BGB findet § 401 BGB auch bei einem ge­
setzlichen Forderungsübergang, z. B. bei § 116 SGB X, 
Anwendung' . 
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IV. Die Einwilligu[lg des Patienten als Vorausset­
zung für den Ubergang des Akteneinsichtsan­
spruchs sowie die Beweislastverteilung 

Fraglich ist, ob das vermögensrechtliche Akteneinsichts­
recht des Patienten ausnahmslos übergeht; ob dies vor 
allem auch dann gilt , wenn dieser damit nicht einver­
standen ist, oder, falls er schon tot ist, damit nicht ein­
verstanden gewesen wäre. 

Hierzu hat der BGH in seinem Urteil vom 31 . 5. 1983', 
auf das sich das OLG München bezieht, ausgeführt, der 
Einsichtnahmeanspruch habe auch eine vermögens­
rechtliche Komponente. Dieser gehe auf die Erben über 
(§ 1922 BGB), sofern nicht das Wesen dieses Anspruchs 
einem Gläubigerwechsel entgegenstehe. Der BGH ver­
weist insowei t auf den in § 399 Alt. 1 BGB verankerten 
Rechtsgedanken des Übergangsausschlusses wegen 
Inhaltsänderung. Ein Gläubigerwechsel berühre die ärzt­
liche Schweigepflicht des auskunftsverpflichteten Arztes 
gegenüber dem neuen Gläubiger. Für den Ubergang des 
vermögensrechtlichen Akteneinsichtsrechts eines Pati­
enten sei deshalb dessen ausdrückliche oder mutmaßli­
che Einwilligung unerlässlich. 

Ein Patient, bei dem im Verlauf einer ärztlichen Behand­
lung ein Körperschaden eingetreten sei, sei in der Regel 
an der Aufklärung des Sachverhalts interessiert , denn 
daraus könnten sich Schadensersatzansprüche ergeben. 
Daher könne auch für einen inzwischen verstorbenen 
Patienten regelmäßig von dessen mutmaßlichen Einver­
ständnis ausgegangen werden, durch Einsicht des Rechts­
nachfolgers in die Patientenunterlagen, den Vorgang über­
prüfen zu lassen. 

Hiernach gilt dreierlei: 

- Entsprechend § 399 Alt. 1 BGB steht der gesetzliche 
Übergang des zivilrechtlichen Akteneinsichtsanspnuchs 
eines Patienten/eines Pflegeheimbewohners gem. 
§ 1 922 BGB unter dem Vorbehalt des Nichtvorliegens 
eines Übergangausschlusses wegen Inhaltsänderung 
infolge eines Gläubigerwechsels. 

- Die vermögensrechtl iche Komponente des vertrag­
lichen Akteneinsichtsrechts ist nur auf Dritte über­
gangsfähig, wenn der PatienVder Pflegeheimbewoh­
ner damit tatsächlich oder mutmaßlich einverstanden 
ist. 

- In der Regel ist von einer solchen mutmaßlichen Ein­
wil ligung auszugehen. Nur ausnahmsweise ist ein 
Geheimhaltungswunsch anzunehmen. 

In Übereinstimmung mit diesen Grundsätzen geht das 
OLG München vom Vorliegen einer mutmaßlichen Ein­
willigung des Erblassers in die Geltendmachung des 
vermögensrechtlichen Akteneinsichtsrechts durch seine 
Erben und durch seine Frau aus, die schließlich den 
Schadensersatzanspruch erwirbt. So stellt es zutreffend 
fest, dass bei der Erforschung des mutmaßlichen Wil­
lens des verstorbenen Patienten das Anliegen der die 
Einsicht begehrenden Person eine entscheidende Rolle 

3 BGH VersR 1983, 264; 1983, 834. 
4 BGH VersR 1983, 843. 
5 LG Mönchengladbach vom 31. 10. 2007 - 2 S 34/07 - juris. 
6 Grüneberg in Palandt , 8GB 2009 § 401 Rn. 4; Busche in Stau­

dinger, BGB 2005 § 401 Rn. 34, § 399 Rn. 5; Heinrichs in Pa­
land!, BGB § 399 Rn. 6. 

7 BGH vom 16. 6. 2000 - BLw 30/99 - juris; LG Coburg vom 
17.12.2007 -14 0 552/06 -; AG Schwelm vom 29.11 , 2007 -
24 C 40/07 -; AG München vom 13. 7. 2007 -123 C 15354/07-; 
LG München vom 10. 11 . 2004 - 9 0 6603/04 -; OLG München 
VersR 1985, 846 L; Busche aaO (Fn. 6) § 412 Rn. 3 H., 7-8; a. A. 
LG Mönchengladbach vom 31 . 10. 2007 - 2 S 34/07 - Juris. 

8 BGH VersR 1983, 834. 



1052 Kleinere Beiträge 

spiele. Es könne davon ausgegangen werden, dass der 
Verstorbene mit der Verfolgung von Behandlungsfeh­
lern, dessen Opfer er gewesen sei, einverstanden gewe­
sen wäre. 

Für die Frage der Beweislastverteilung sind diese Rechts­
ausführungen des OLG München und des BGH von er­
heblicher Bedeutung: Die Person, die Einsicht in die Un­
terlagen des Patienten nehmen möchte, muss darlegen, 
dass sie Inhaberin des Hauptrechts, d. h. eines entspre­
chenden Schadensersatzanspruchs ist. Hierbei muss 
sie darlegen, es sei ihr wegen des Fehlens von Informa­
tionen über den konkreten Vorgang der ärztlichen Be­
handlung nicht möglich, hinreichend einzuschätzen, ob 
tatsächlich ein Fehlverhalten vorliegt oder nicht. Die Pa­
tientenunterlagen/die Pflegeunterlagen sind wegen der 
rigiden Dokumentationspflichten, die vor allem auch aus 
diesem Grund statuiert worden sind, geeignet, diese In­
formationslücken zu schließen. 

Da bei der Verfolgung möglicher Behandlungsfehler eine 
mutmaßlichen Einwilligung des verstorbenen Patienten 
in der Regel angenommen werden kann, trifft den aus­
kunftspflichtigen Arzt/die auskunftspflichtige Einrichtung 
die Beweislast dafür, dass der verstorbene Patient in 
Abweichung vom Regelfall doch nicht mit der Einsicht­
nahme durch den Rechtsnachfolger einverstanden ge­
wesen wäre. Sowohl der auskunftspflichtige Arzt als auch 
die auskunftspflichtige Einrichtung - vor allem aber auch 
deren Haftpfl ichtversicherung - verweigern meist aus 
sachfremden, eigennützigen Gründen die Herausgabe 
der Unterlagen, um den wirklichen Sachverhalt zu ver­
schleiern oder völlig zu verdecken. Diese Strategie ist 
rechtlich nicht hinnehmbar. Das OLG München hebt in 
seiner Entscheidung ausdrücklich hervor, die Weigerung, 
Akteneinsicht zu gewähren, könne nur auf Sachverhalts­
umstände gestützt werden, die gegen das Vorliegen der 
mutmaßlichen Einwilligung des Patienten sprechen. Seien 
diese vorgebrachten Gründe nicht konkret und nicht 
nachvollziehbar, sei der Arzt verpflichtet, Akteneinsicht 
zu gewähren. 

Die Ausführungen zur Beweislastverteilung im Zusam­
menhang mit der Ermittlung des mutmaßlichen Willens 
des verstorbenen Patienten, die bereits seit der Grund­
satzentscheidung des VI. Zivilsenats des BGH' gelten, 
werden von den Gerichten immer wieder fehlerhaft an­
gewandt . So wird die Auffassung vertreten, dass - im 
Gegenteil - grundsätzlich von einer fehlenden mutmaßli­
chen Einwilligung des verstorbenen Patienten auszuge­
hen sei mit der Folge, dass den Angehörigen zu Unrecht 
die Beweislast für das Vorliegen eines mutmaßlichen 
Einverständnisses des Verstorbenen aufgebürdet wird ". 

Das OLG München wendet die vom BGH in seinem Ur­
teil vom 31.5.1983" entwickelten Grundsätze zur mut­
maßlichen Einwi lligung des verstorbenen Patienten und 
zur Beweislastverteilung sowohl bezogen auf die Über­
tragung des Akteneinsichtsrechts aufgrund gesetzlicher 
Erbfolge (§ 1922 BGB) als auch bezogen auf die rechts­
geschäftliche Abtretung des Schadensersatzanspruchs 
zusammen mit dem Akteneinsichtsanspruch (§§ 398, 
401 BGB analog) zutreffend an. Hiernach stehen sowohl 
der Übergang der vermögensrechtlichen Komponente des 
Akteneinsichtsrechts des Patienten kraft Erbfolge nach 
§ 1922 BGB als auch der Übergang dieses Anspruchs 
durch die Abtretung des Hauptanspruchs gem. § 398, 
401 BGB analog jeweils unter dem Vorbehalt, dass "das 
Wesen des Anspruchs aus besonderen Gründen einem 
Gläubigerwechsel" nicht entgegensteht" . Wie oben 
schon ausgeführt, bezieht sich der BGH insoweit auf den 
in § 399 Alt. 1 BGB verankerten Grundsatz des Übertra­
gungsausschlusses wegen Inhaltsänderung bei Gläubi­
gerwechsel. Dieser Grundsatz gilt gem. §§ 412, 401 
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BGB analog gleichermaßen auch bei einem Anspruchs­
übergang kraft Gesetzes" . 

V. Konsequenzen des Urteils des OLG München 
für den zivilrechtli chen Auskunftsanspruch der 
I:Srankenkassen anlässlich des gesetzl ichen 
Ubergangs des z ivil rechtl ichen Schadensersatz­
anspruchs 

Die zivilrechtlichen Schadensersatzansprüche eines Ge­
schädigten gehen gem. § 116 Abs. 1 S. 1 SGB X kraft 
Gesetzes auf dessen Krankenkasse über, soweit diese 
ihm wegen seiner Körperschädigung Sozialleistungen ge­
währen muss" . Normzweck des § 116 Abs. 1 S. 1 SGB 
X ist: Der Geschädigte soll für seine erlittenen Schäden 
nicht doppelt, d. h. sowohl durch die Krankenkasse als 
auch durch den Schädiger, entschädigt werden . Die in 
Vorleistung getretene Krankenkasse soll wirtschaftlich 
wieder entlastet werden" . Der Schädiger soll nicht frei­
gestellt werden, soweit er ohne Sozialleistung Schadens­
ersatz zu leisten hätte. 

Gem. §§ 116 SGB X, 412 BGB, 401 BGB analog geht 
der zivi lrechtliche auf dem Behandlungsvertrag beruhen­
de vermögensrechtliche Akteneinsichtanspruch des ge­
schädigten Patienten/des Pflegeheimbewohners als Hilfs­
recht des übergegangenen Schadensersatzanspruchs auf 
seine Krankenkasse über" . Voraussetzung ist allein, dass 
das Wesen dieses zivilrechtlichen Anspruchs aus beson­
deren Gründen einem Gläubigerwechsel nicht entgegen­
steht. Das ist dann der Fall , wenn vom tatsächlichen oder 
mutmaßlichen Einverständnis des Patienten/des Pflege­
heimbewohners ausgegangen werden kann. Lebt der 
Versicherte noch, wird er regelmäßig sein Einverständnis 
erklären, indem er den auskunftspflichtigen Arzt/das 
Krankenhaus/das Pflegeheim gegenüber seiner Kran­
kenkasse ausdrücklich von der Schweigepflicht befreit. 

Die vom OLG München und dem BGH entwickelten 
Grundsätze zur Auslegung der mutmaßlichen Einwi lli­
gung eines verstorbenen Patienten sowie zur Beweis­
lastverteilung gelten entsprechend auch für Kranken­
kassen . Auch hier geht in der Regel der Auskunftsan­
spruch des verstorbenen Patienten/Pflegeheimbewoh­
ners gem. §§ 116 SGB X, 412 BGB, 401 BGB analog 
auf die Krankenkassen über, denn nur im Ausnahmefall 
kann sich der Anspruchsgegner auf das Fehlen der mut­
maßlichen Einwilligung berufen und dieses beweisen. Dies 
gilt umso mehr, wenn Erben vorhanden sind, au f die 
durch den Erbfall diejenigen Schadensersatzansprüche 
übergehen, die der § 116 SGB X nicht erfasst (Zahlung 
von Schmerzensgeld, Erwerbsschäden, Haushaltsfüh-

9 BGH VersR 2003. 834. 
10 Z. B. AG Magdeburg vom 19. 11. 2008 - 180 C 28257/07 -; LG 

Magdeburg vom 1. 7. 2003 - 2 5 619/02. 
11 BGH VersR 1983. 834. 
12 So ausdrücklich BGH VersR 1983, 834 im Rahmen von § 1922 

8GB; im Kontext der Abtretung Busche aaO (Fn. 6) § 401 Rn. 
28. 

13 Vgl. BGH NJW 1986, 1688 sowie VersR 1992, 589 (Leitsatz und 
Gründe). Anzumerken ist: beide BGH-Urteile sind von Familien­
rechtssenaten erlassen worden. Dabei ging es jeweils um die 
Frage der Übergangsfähigkeit des familienrechtlichen Auskunfts­
anspruchs des § 1605 BGB; a. A. BGH vom 16. 6. 2000 - BLw 
30/99. 

14 Kater in Kass. Komm. zum 8GB 2007 § 1168GB X Rn. 3 H. ; 
141-142. 

15 KateraaO (Fn. 14) § 1165GB X Rn. 5-7. 
16 BGH vom 16. 6. 2000 - BLw 30/99 -; LG Coburg vom 17. 12. 

2007 - 14 0 552/06 - ; AG Schwelm vom 29. 11. 2007 - 24 C 
40/07 - ; AG München vom 13. 7. 2007 - 123 C 15354/07 -; LG 
München vom 10. 11. 2004 - 9 0 6603104 - ; OLG München 
VersR 1985, 846 L; Busche aaO (Fn. 6) § 412 Rn. 3 ff. , 7-8; a. A. 
LG Mönchengladbach vom 31. 10. 2007 - 2 8 34/07 - juris. 
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rungsschäden, Beerdigungskosten usw.) und diese aus­
drücklich einwilligen, dass die Krankenkasse als Inhabe­
rin von parallelen Schadensersatzansprüchen im Regress­
fall die Patientenunterlagen einsehen darf. Die Erben 
stammen meist aus dem familiären Umkreis des verstor­
benen Patienten/Pfiegeheimbewohners. Unterstützen sie 
mit ihrer Einwilligung das Bemühen der Krankenkasse, 
den Schadensfall durch die Aktenauskunft aufzuklären, 
bestätigen sie nicht nur zusätzlich, dass der Verstorbene 
mit einer solchen Initiative einverstanden gewesen wäre. 
Vielmehr haben sie an dessen Stelle - als aktuelle Inha­
ber eigener Schadensersatzansprüche und Träger eines 
parallel laufenden Akteneinsichtsrechts - zusätzlich in 
der Regel ein erh ebliches Eigeninteresse an einer sol­
chen Aufhellung von Behandlungs- oder Pflegefehlern. 
Sie nutzen auf diesem Weg die für sie günstige außerge­
richtliche und prozessuale Chance, gemeinsam mit der 
Krankenkasse ihre Rechte durchzusetzen. In bei den Fäl­
len handelt es sich ausschließlich um zivilrechtliche An­
sprüche. 

Die Aufklärung des Sachverhalts und die Feststellung 
der Rechtslage, für die eine Krankenkasse unter Einsatz 
der Kompetenz und Erfahrung der Sachbearbeiter ihrer 
Regressabteilung und des medizinischen Wissens der 
Gutachter des Medizinischen Dienstes der Krankenver­
sicherung (MDK) in Zusammenarbeit mit einem Fachan­
walt für Medizinrecht sorgt, kommt unmittelbar den Er­
ben zugute. Einigen sich die Krankenkasse und die 
zwischengeschaltete Haftpfl ichtversicheru ng auf einen 
Kompromiss, wird es den Erben ebenfalls gelingen, oh­
ne größeren Aufwand eine gütliche Einigung zu errei­
chen. Kommt es zu einem Regressprozess, können die 
Erben auf die dortigen Erkenntnisse und Ergebnisse, 
insbesondere auf die Gutachten der gerichtlich bestell­
ten Sachverständigen zurückgreifen. Die Auskunftsinte­
ressen des Patienten, seiner Erben nach dessen Tod und 
der Krankenkassen im Fall eines Behandlungs- oder 
Pflegefehlers sind also im Endergebnis bis zum Beweis 
des Gegenteils deckungsgleich. Allen Beteiligten kommt 
es in der Regel darauf an, zur Durchsetzung ihrer ver­
mögensrechtlichen Interessen Einblick in die Patienten­
unterlagen zu erhalten , um ihre zivil rechtlichen Scha­
densersatzansprüche durchzusetzen. Das Interesse des 
Arztes, des Krankenhauses oder des Pflegeheims, das 
letztlich das Interesse der Haftpflichtversicherung ist, 
möglichst die Aufklärung eines Fehlverhaltens zu verhin­
dern, ist im Gegensatz hierzu nicht schützenswert. Sinn 
und Zweck der Verpflichtung, ärztliches und pflegerisches 
Handeln zu dokumentieren, ist es nämlich auch, in Kon­
fliktfällen dieser Art Auskunftsersuchen der Geschädig­
ten nachkommen zu können. 

Rechtlich abwegig ist es, wenn behauptet wird, der zi­
vilrechtliche Akteneinsichtsanspruch gehe deshalb nicht 
nach den §§ 116 SGB X, 412 BGB, 401 BGB analog auf 
die Krankenkasse über, weil die Voraussetzungen für ei­
ne analoge Anwendung des § 401 BGB nicht gegeben 
seien"- Den Krankenkassen stünde bereits ein Auskunfts­
recht gem. § 294 a SGB V zu. Die öffentlich-rechtl ichen 
Regelungen des SGB seien abschließend. Hieraus er­
gebe sich ein Verbot, auf die zivilrechtlichen Regelungen 
zurückzugreifen . Diese Hypothese ist aus verschiede­
nen Gründen falsch: Die Voraussetzungen für eine ana­
loge Anwendung des § 401 BGB auf § 116 SGB X sind 
gegeben, denn es liegt eine planwidrige Regelungslücke 
vor. Eine Regelungslücke setzt voraus, dass der konkre­
te Sachverhalt nicht bereits im Gesetz geregelt ist. § 116 
SGB X regelt nicht den Übergang des Auskunftsrechts 
als Hilfsrecht des übergegangenen zivilrechtl ichen Scha­
densersatzanspruchs. 

Genauso wenig regelt § 294 a SGB V einen solchen 
automatischen Anspruchsübergang des zivilrechtlichen 
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Hauptrechts mit dessen Hilfsrecht. Es handelt sich aus­
schließlich um eine öffentlich-rechtl iche Regelung. Re­
gelungszweck ist es, die Vertragsärzte zu verpflichten, 
unaufgefordert den Krankenkassen Angaben über Ursa­
chen und mögliche Verursacher mitzuteilen, wenn aus 
ihrer Sicht Anhaltspunkte u. a. für ein Arzthaftungsver­
schulden besteht" . Aufgrund ihrer Zulassung und Er­
mächtigung zur Teilnahme an der medizinischen Versor­
gung von Kassenpatienten sind die Vertragsärzte zu­
gleich verpflichtet, die Krankenkassen in der Ausschöp­
fung von Einsparmöglichkeiten zu unterstützen" . Der Ge­
setzgeber hält aus datenschutzrechtlichen Gründen eine 
gesetzliche Verankerung dieser konkreten Unterstützun­
gen der Vertragsärzte für notwendig, da diese Mittei­
lungspflichten des Arztes an die Krankenkassen unbe­
dingt bestehen sollen, d. h. unabhängig von der Zustim­
mung des Patienten20. § 294 a SGB V begründet damit 
bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen eine gesetz­
liche, öffentlich-rechtliche Mitteilungspflicht der Vertrags­
ärzte gegenüber den Krankenkassen, ohne dass es einer 
Zustimmung des betroffenen Patienten bedarf. Hiernach 
ist diese öffentlich-rechtliche Mitteilungspflicht der Ver­
tragsärzte ein Aliud zum zivilrechtlichen Akteneinsichts­
anspruch des Patienten, der nach §§ 116 SGB X, 412 
BGB, 401 BGB analog als ein unselbstständiges Hilfs­
recht zusammen mit dem dazugehörigen zivi lrechtlichen 
Schadensersatzanspruch auf die Krankenkassen über­
geht: 

- § 294 a SGB V betrifft nicht das unmittelbare zivil­
rechtliehe Rechtsverhältnis zwischen Patienten und 
schädigendem Arzt, in das die Krankenkasse, ver­
mittelt durch die §§ 116 SGB X, 412 BGB, 401 BGB 
analog, eintritt. 

- § 294 a SGB V setzt, anders als der Anspruchsüber­
gang nach §§ 116 SGB X, 412 BGB, 401 BGB ana­
log, nicht die Einwilligung des betroffenen Patienten 
voraus und stellt damit eine Ausnahme vom Gebot 
der ärztlichen Schweigepflicht dar" . 

- Bestehen Anhaltspunkte für Behandlungsfehler im 
Pflegeheim, begründet § 294 a SGB V keine gesetzli­
che Mitteilungspflicht. Für diesen Sachverhalt gibt es 
bis jetzt keine Regelung. 

VI. Zusammenfassung 

Zusammenfassend ist festzustel len: Der zivilrechtliche 
Akteneinsichtsanspruch des Patienten geht in der Regel 
gem. §§ 116 SGB X, 412 BGB, 401 BGB analog als 
Hil fsrecht zum zivilrechtlichen Schadensersatzanspruch 
auf die Krankenkasse über, denn in der Regel ist von ei­
ner (mutmaßlichen) Einwilligung des Patienten auszuge­
hen. Dies betrifft sowohl die Fälle möglicher Behand­
lungsfehler als auch möglicher Pflegefehler. Da der zivil­
recht liche Akteneinsichtsanspruch nur mit Einverständ­
nis des Patienten übergeht, liegt keine Umgehung des 
Datenschutzes vor. Mit seiner ausdrücklichen oder mut­
maßlichen Einwilligung bestätigt der geschädigte Patient, 
dass er in Beziehung zu seiner Krankenkasse auf Daten­
schutz verzichtet" . 

17 Bergmann, Krankenhaus 2008 S. 825 H. 
18 Hess in Kass. Komm. zum 8GB 2007 § 294 ~ 8GB V Rn. 1-2. 
19 Hess aaO (Fn. 18) § 294 a SGB V Rn. 1-2. 
20 Hess aaQ (Fn. 18) § 294 a 8GB V Rn. 2; SG Berlin vom 1. 6. 

2004 - S 82 KR 2038/02 - juris. 
21 Hess aaO (Fn. 18) § 294 a 8GB V Rn. 2; SG Berlin vom 1. 6. 

2004 - S 82 KR 2038/02 - juris: Hess aaO (Fn. 18) § 100 SGB X 
Rn. 5-6. 

22 So auch LG Duisburg vom 31. 1.2008 - 5 S 77/07 - juris. 
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